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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 16. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lugemburg, betreffend den Beitritt Luxemburgs zum Vertrage 
wegen Regelung der Lachsfiſcherei im Stromgebiete des Rheins vom 30. Juni 1885 und zur Regelung der 
Fiſchereiverhältniſſe der unter der gemeinſchaftlichen Hoheit beider Staaten ſtehenden Gewäſſer, S. 157. — 
Geſetz zur Ausführung des Preußiſch⸗Luxemburgiſchen Vertrages über den Beitritt Luxemburgs zum 
Vertrage, betreffend die Regelung der Lachsfiſcherei im Stromgebiete des Rheins, vom 30. Juni 1885 
und zur Regelung der Fiſchereiverhältniſſe der unter der gemeinſchaftlichen Hoheit beider Staaten ſtehenden 
Gewäſſer, S. 165. a 


(Nr. 9735.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Luxemburg, betreffend den Beitritt Luxem⸗ 

N burgs zum Vertrage wegen Regelung der Lachsfiſcherei im Stromgebiete des 
Rheins vom 30. Juni 1885, und zur Regelung der Fiſchereiverhältniſſe 
der unter der gemeinſchaftlichen Hoheit beider Staaten ſtehenden Gewäſſer. 
Vom 5./15. November 1892. 


Nadel die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Luxemburgiſche 
Staatsregierung übereingekommen ſind, zur Regelung der Fiſchereiverhältniſſe in 
den Grenzgewäſſern — zugleich auch im Sinne des Artikels VI Abſatz 2 des Ver⸗ 
trages zwiſchen Deutſchland, den Niederlanden und der Schweiz, betreffend die 
Regelung der Lachsfiſcherei im Stromgebiete des Rheins, vom 30. Juni 1885 — 
ein Abkommen abzuſchließen und zu dieſem Behufe 
den Königlich Preußiſchen Regierungspräſidenten v. Heppe zu Trier, 
den Großherzoglich Luxemburgiſchen Staatsrat), und Präſidenten des 
Obergerichtshofes Vannerus zu Luxemburg 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt haben, wurden unter Vorbehalt der Ratifikation 
die nachſtehenden Beſtimmungen vereinbart: 


Artikel J. 


im Stromgebiete des Rheins, vom 30. Juni 1885, mit der Maßgabe bei, daß 
IJ) der Vertrag auf die Sauer vom Wehr der Erpeldinger Mühle, auf 
die Alzette vom Wehr bei der Dagois-Mühle zu Ettelbrück, und auf 
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die Wark von dem Lindenſchen Wehr aufwärts, keine Anwendung 
findet 10 
2) der Artikel I des Vertrages durch folgende Beſtimmung erſetzt wird: 
Ständige Fiſchereivorrichtungen dürfen den Stromlauf nicht 
vollſtändig verſperren. In der Moſel und Sauer muß neben 
dieſen Vorrichtungen in dem Flußbett eine mindeſtens neun Meter 
freie Rinne bei gewöhnlichem niederen Waſſerſtande, in der 
kürzeſten geraden Linie gemeſſen, für die Schifffahrt und den 
Zug der Wanderfiſche verbleiben. 
3) die in Artikel IV des Vertrages vorgeſehene wöchentliche Schonzeit auf 
Freitag Abend ſechs Uhr bis Samstag Abend ſechs Uhr verlegt wird. 


Artikel II. 
Hinſichtlich der unter gemeinſchaftlicher Staatshoheit ſtehenden Gewäſſer 
wird zwiſchen dem Königreich Preußen und dem Großherzogthum Luxemburg 
nachſtehende Uebereinkunft geſchloſſen: — 


. 
1) Die Fiſcherei auf Fiſchlaich iſt verboten. N 
2) Fiſche der nachbenannten Arten dürfen nicht gefangen werden, wenn ſie, 
von der Kopfſpitze bis zum Ende der Schwanzfloſſe gemeſſen, nicht mindeſtens 
folgende Länge haben: 
Lachs (Salm, Salmo salar E)) EEE „ 
Barbe (Bigge, Barbus fluviatilis Ag.) 
Blei (Brachſen, Braſſe, Abramis brama L. 
Lachsforelle (Meerforelle, Silberlachs, Strandlachs, Trump, 
n 0 ereee 98 
Maiftien (Alſe, Clupea alosd I. nn une 5 
ie ee is e 8 N 
Kah (Cyprinus earpio ß 8 
ee, ß 
Schlei (Schleihe, Liebe, Tinea vulgaris Cuv. )))) 
Döbel (Aitel, Dickkopf, Minne, Möhne, Leueiscus 
J ESDSSHIDER TEREORENNFE 
Lauben (Squalius leueiseus) 2.2.2 20 
r . 
Naſe (Makrele, Redfiſch, Mundfiſch, Chondrostoma nasus L.) 
Aeſche (Thymallus vulgaris Nilsson- . 
Karauſche (Carassius vulgaris Nordmann). 
Rothfeder (Leueiscus erytrophthalmus L.). 12 15 
BaricniBercä fluviatilis by au ad. Re. nn. 3 : 
Plötze (Rothauge, Leueiseus rutilus L.)“ 


a 


Flußkrebs (Astacus fluviatiliꝶ )). 10 em, 
Steinkrebs (Astacus fluviatilis Rondelet und astaeus 
fluviatilis Var. nobilis Schrank): jj Ge, 


Beide letzteren von der Kopfſpitze bis zum Schwanzende gemeſſen. 

Im Einverſtändniſſe beider Regierungen kann das Mindeſtmaß für 
Lachsforellen erhöht und auch für vorher nicht genannte Fiſcharten ein 
Mindeſtmaß vorgeſchrieben werden. 

3) Fiſchlaich, ingleichen Fiſche und Krebſe der unter Ziffer 2 bezeichneten Arten, 
welche das daſelbſt vermerkte Maß nicht erreichen, ſind ſofort mit der zu 
ihrer Erhaltung erforderlichen Vorſicht wieder in das Waſſer zu ſetzen. 

4) Auf die in den Fiſchzuchtanſtalten vorhandene junge Fiſchbrut finden die 
Vorſchriften dieſes Paragraphen keine Anwendung. Auch kann von jeder 
Regierung im Intereſſe der Fiſchzucht, wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen oder 
gemeinnütziger Verſuche einzelnen Fiſchereiberechtigten das Fangen von Fiſchen 
und Krebſen unter dem in Ziffer 2 beſtimmten Maße zeitweilig und wider⸗ 
ruflich geſtattet werden. 

F. 2, 

Den Fiſchereiberechtigten iſt geſtattet, Fiſchottern, Taucher, Eisvögel, Reiher, 
Kormorane und Fiſchaare ohne Anwendung von Schußwaffen zu tödten oder zu 
fangen und für ſich zu behalten. 

§. 3. 

Für den Betrieb der Fiſcherei in der Moſel, Sauer und Qur, ſoweit dieſelben 
unter gemeinſchaftlicher Staatshoheit ſtehen, treten folgende Beſtimmungen ein: 

1) Für die Moſel, Sauer und Dur unterhalb Gemünd findet vom 

25. März bis 25. Juni einſchließlich eine Schonzeit ſtatt (Frühjahrs⸗ 

ſchonzeit). 

2) Für die Our in ihrem oberen Laufe von Gemünd aufwärts findet eine 

Schonzeit vom 15. Oktober bis zum 1. April ſtatt (Winterſchonzeit). 
Diejenige Stelle der Our, von welcher an aufwärts die Winterſchonzeit 

beginnt, ſoll durch örtliche, auf gemeinſchaftliche Koſten beider Regierungen feſt⸗ 
zuſtellende Merkmale kenntlich gemacht werden. 

Die beiden Regierungen behalten ſich vor, im Wege der Verſtändigung 
und, ſoweit nothwendig, durch Erlaß von Polizeiverordnungen, den Fiſcherei⸗ 
betrieb für längere Zeit für einzelne Gewäſſer oder Gewäſſerſtrecken gänzlich zu 
unterſagen oder über das vorſtehende Maß einzuſchränken, ſowie den Fang 
einzelner Fiſcharten oder den Gebrauch beſtimmter Fangmittel zu verbieten. 

F. 4. 
Der Betrieb des Lachsfanges iſt verboten: 
1) von Freitag Abend ſechs Uhr bis Samstag Abend ſechs Uhr (wöchent⸗ 
liche Schonzeit) / 
2) vom 20. November bis zum 31. Dezember einſchließlich. 
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Jede Regierung iſt jedoch ermächtigt, einzelnen zur Fiſcherei berechtigten 
Angehörigen ihres Staatsgebietes den Fang von Lachſen und Forellen zu ge⸗ 
ſtatten, wenn die Benutzung der Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch) der 
gefangenen laichreifen oder der Laichreife naheſtehenden Fiſche zum Zwecke der 
künſtlichen Fiſchzucht geſichert iſt. 

Vom 1. Oktober bis zum 19. November einſchließlich iſt die Lachsfiſcherei 
in dem oberen Laufe der Our, von Gemünd aufwärts, geſtattet, jedoch muß die 
wöchentliche Schonzeit eingehalten werden. 


$. 5. 

Jede der beiden Regierungen iſt ermächtigt, ausnahmsweiſe den Fang der 
Maifiſche während der jährlichen Schonzeiten zu geſtatten. Jedoch ſoll der Fang 
dieſer Fiſche von Freitag Abend ſechs Uhr bis Samstag Abend ſechs Uhr ver⸗ 
boten bleiben. 

Im Intereſſe wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen oder gemeinnütziger Verſuche 
oder für Zwecke der künſtlichen Fiſchzucht oder endlich zum Schutze der anderen 
Fiſche gegen Raubfiſche kann, ſoweit erforderlich unter geeigneten Kontroll- 
maßregeln, jede Regierung den Fang einzelner, oben nicht genannter Fiſcharten 
ausnahmsweiſe geſtatten. 

Bei jeder Geſtattung des Fiſchfanges während der Schonzeiten iſt indeſſen 
die Verwendung ſolcher an ſich erlaubter Fangmittel auszuſchließen, welche vorzugs⸗ 
weiſe geeignet ſind, die junge Fiſchbrut zu zerſtören. 


al 

Während der Dauer der jährlichen Schonzeiten ſowie während der Dauer 
des Verbotes des Lachsfanges müſſen die ſtändigen Fiſchereivorrichtungen hinweg⸗ 
geräumt oder abgeſtellt ſein. . 

Soweit die Rückſicht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es zuläßt, kann 
jedoch jede Regierung Ausnahmen von dieſer Beſtimmung, insbeſondere auch 
dann zulaſſen, wenn die Genehmigung zum Betriebe der Lachsfiſcherei unter der 
Vorausſetzung der Benutzung der Fortpflanzungselemente zur künſtlichen Fiſchzucht 
ausnahmsweiſe ertheilt worden iſt. 


8 8 

Die Beſtimmungen der §§. 3 und 4 finden auf den Krebsfang keine An⸗ 
wendung. 

In der Zeit vom 25. Oktober bis zum 25. Juni einſchließlich iſt der Fang 
von Krebſen verboten. 7 7675 

Gelangen Krebſe während der angeordneten Schonzeit in die Gewalt des 
Fiſchers, fo find dieſelben mit der zu ihrer Erhaltung erforderlichen Vorſicht ſofort 
wieder ins Waſſer zu ſetzen. 
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$. 8. 

Beim Fiſchfange iſt verboten: 

1) die Anwendung ſchädlicher oder explodirender Stoffe (giftiger Köder 
oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Spreng⸗ 
patronen oder anderer Sprengmittel u. |. w.) / 

2) die Anwendung von Mitteln zur Verwundung der Fiſche, als Fallen 
mit Schlagfedern, Gabeln, Aalharken, Speere, Stecheiſen, Stangen, 
Schießwaffen u. ſ. w. Der Gebrauch von Angeln iſt geftattet; 

3) 11 e EN der Fiſche bei Nacht vermittelſt Leuchten oder 

ackeln 

4) der Lachsfang bleibt bei Nacht mit Fackeln, jedoch ohne Anwendung 
von Speeren und Stecheiſen noch für die Jahre 1892, 1893 und 
1894 geſtattet. 

Alle bisher erlaſſenen auf Fanggeräthe und Fangweiſen bezüglichen Be⸗ 

ſiimmungen, insbeſondere diejenigen der Ordonnanz von 1669, treten für die 
bezliglichen Gewäſſer und für die Dauer des Vertrages außer Kraft. 


9. 
Die der Uebereinkunft unterworfenen Gewäſſer dürfen zum Zwecke des 
Fiſchfanges weder abgedämmt noch abgelaſſen oder ausgeſchöpft werden. 


$. 10. 

Fiſchwehre, Fiſchzäune und damit verbundene ſogenannte Selbſtfänge für 
Lachs und Aal dürfen außer dem Falle einer beſtehenden Berechtigung nicht neu 
angelegt werden. 

§. 11. 

Soweit nicht die in den beiderfeitigen Staatsgebieten beſtehende Geſetzgebung 
die zur Zeit ſchon vorhandenen Ableitungen ſchützt, iſt es verboten, in die Ge⸗ 
wäſſer aus landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben Stoffe von ſolcher 5 
Beſchaffenheit und in ſolcher Menge einzuwerfen, einzuleiten oder einfließen zu 
laſſen, daß dadurch dem Fiſchbeſtande Nachtheile erwachſen oder fremde Fiſcherei— 
rechte geſchädigt werden können. 

Bei überwiegendem Intereſſe der Landwirthſchaft oder der Induſtrie kann 
im Einverſtändniſſe beider Regierungen das Einwerfen oder Einleiten ſolcher Stoffe 
in die Gewäſſer geſtattet werden, wobei dem Inhaber der Anlage die Ausführung 
von Einrichtungen aufzugeben iſt, welche geeignet ſind, den Schaden für die 
Fiſcherei möglichſt zu beſchränken. 

er 
Das Röthen von Flachs und Hanf in den dieſer Uebereinkunft unter⸗ 


worfenen Gewäſſern iſt verboten. 
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Ausnahmen von dieſem Verbote können im Einverſtändniſſe beider Re⸗ 
glerungen, jedoch immer nur widerruflich, für folche Gemeindebezirke oder Gebiets⸗ 
theile zugelaſſen werden, wo die Oertlichkeit für die Anlage zweckdienlicher Röthe⸗ 
graben nicht geeignet iſt und die Benutzung des Gewäſſers zur Flachs⸗ und Hanf⸗ 
bereitung zur Zeit nicht entbehrt werden kann. : 


F. 13. 

Nach Ablauf von zwei Jahren ſeit dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
dürfen beim Fiſchfange, vorbehaltlich der nachfolgenden Ausnahmen, keine Fang⸗ 
geräthe Netze, Geflechte ꝛc.) jeder Art und Benennung angewendet werden, deren 
Oeffnungen (Maſchen) im naſſen Zuftande an jeder Seite won der Mitte des 
einen Knotens bis zur Mitte des anderen Knotens gemeſſen) nicht mindeſtens eine 
Weite von 3 Centimeter haben. 

Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich auf alle Theile und Abtheilungen der Fang⸗ 
geräthe, insbeſondere auch auf die an den ſtändigen Fiſchereivorrichtungen (den 
Thalfängen der Fiſchwehre ꝛc.) angebrachten Stäbe x. 

Die Weite der Maſchen darf jedoch für das Senkgarn von 1 725 Meter 
ins Geviert und für das Sackgarn von 0,25 Meter Durchmeſſer am weiteren 
Ende bis auf 12 Millimeter ermäßigt werden. 

N Ferner dürfen für den ausſchließlichen Fang des Aales die Stäbe an den 
Thalfängen in der Zeit vom 15. Juli bis zum 31. Auguſt auf 2 Centimeter 
geſtellt werden. 

Bei Fanggeräthen (aus Korbweiden), welche ausſchließlich zum Fange von 
Aal und Neunauge beſtimmt und geeignet ſind, wird von einer Kontrole der 
Weite der Oeffnungen zwifchen den Stäben abgeſehen. 

Jede Regierung iſt im Einverſtändniß der anderen Regierung ermächtigt, 
Ausnahmen von der vorgeſchriebenen Maſchenweite im Falle des Bedürfniſſes 
für beſtimmte Fanggeräthe und den Fang beſtimmter Fiſcharten zuzulaſſen. 

Wenn dringende Rückſichten auf die Erhaltung des Fiſchbeſtandes oder 
einer werthvollen Fiſchart dies erfordern, kann im Wege zu vereinbarender gleich⸗ 
lautender Polizeiverordnungen für alle oder einzelne Gewäſſer oder Gewäſſer⸗ 
ſtrecken die Anwendung beſtimmter ſchädlicher Fanggeräthe ganz ausgeſchloſſen 
oder in einer über die obigen Vorſchriften hinausgehenden Art und Weiſe ein⸗ 
geſchränkt werden. 

i §. 14. 

Beim Fiſchfange dürfen fließende Gewäſſer weder mittelſt ſtändiger Vor⸗ 
richtungen noch mittelſt am Ufer oder im Flußbette befeſtigter oder verankerter 
Fiſchereivorrichtungen (Reuſen, Sperrnetze) auf mehr als auf die halbe Breite 
bei gewöhnlichem niedrigem Waſſerſtande in der kürzeſten geraden Linie von Ufer 
zu Ufer gemeſſen, verſperrt werden. 

Mehrere derartige Fiſchereivorrichtungen dürfen gleichzeitig auf derſelben 
oder auf der entgegengeſetzten Uferſeite nur in einer Entfernung von einander 
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ausgeworfen oder angebracht fein, welche mindeſtens das Dreifache der Längen⸗ 
ausdehnung des größten Netzes beträgt. 

Auf die Fiſchwehre in der Sauer findet die Beſtimmung im Abſatz 1 keine 
Anwendung. 

H. Io. 

Der Betrieb der Fiſcherei darf die Schifffahrt nicht hindern oder ſtören. 

Feſte oder ſchwimmende Fiſchereivorrichtungen und alle ſonſtigen Fang⸗ 
geräthe müſſen ſo aufgeſtellt oder ausgelegt ſein, daß die freie Fahrt der Schiffe 
und Fähren, ſowie der Waſſerabfluß in nachtheiliger Weiſe nicht behindert wird. 
Insbeſondere muß auch bei den Fiſchwehren in der Sauer eine freie Rinne von 
mindeſtens 9 Meter Breite, bei gewöhnlichem niederen Waſſerſtande gemeſſen, 
für die Schifffahrt frei bleiben. 


$. 16. 

Wer die Fiſcherei in den dem Vertrage unterworfenen Gewäſſern ausüben 
will, muß einen von der zuſtändigen Behörde ausgeſtellten Ausweis bei ſich 
führen, welchen er auf Erfordern den kontrolirenden Beamten beider Staaten 
vorzuzeigen hat. 

$. 17. 

Das bei dem Fiſchen in Gegenwart des Fiſchereiberechtigten, des Fiſcherei⸗ 

pächters oder des Inhabers eines Erlaubnißſcheines beſchäftigte Hülfsperſonal 


bedarf keines Ausweiſes. 
§. 18. 

Jeder hat die Befugniß, in der Moſel und in dem gemeinſchaftlichen Theile 
der Sauer die Fiſcherei mit der Handangel zu betreiben. Ein Ausweis iſt nicht 
erforderlich. 

§. 19. 5 

Die ohne Beiſein des Fiſchers zum Fiſchfange ausliegenden Fiſcherzeuge 
müſſen mit einem Kennzeichen verſehen ſein, durch welches die Perſon des Fiſchers 
ermittelt werden kann. Ueber die Art der Kennzeichnung ſind die näheren Vor⸗ 
ſchriften im Wege einer gleichlautenden Polizeiverordnung zu erlaſſen. 


$. 20. 

Alle mit Fiſchfang beſchäftigten Perſonen ſind durch zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Regierungen zu vereinbarende gleichlautende Polizeiverordnungen zu ver⸗ 
pflichten, auf erſte Aufforderung der mit Handhabung der Fiſchereipolizei beauf⸗ 
tragten Beamten beider Staaten, welche als ſolche durch Uniform oder Abzeichen 
kenntlich gemacht ſein müſſen, mit ihren Kähnen anzulegen und dieſelben unter⸗ 
ſuchen zu laſſen, beziehungsweiſe wenn ſie ſich am Ufer befinden, ſtehen zu 
bleiben und nicht eher von der Stelle zu weichen, als bis ſie dazu ausdrücklich 
ermächtigt ſind. 
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227, 

Die vertragſchließenden Regierungen verpflichten ſich, die erforderlichen 
Maßnahmen zur Ausführung dieſes Vertrages und namentlich auch dazu zu 
treffen, daß Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Vertrages, ſowie 
der bezüglichen Polizeiverordnungen unter Strafe geſtellt werden. 

Die Bußen dürfen die Summe von einhundertfünfundzwanzig Franken 
beziehungsweiſe einhundert Mark nicht überſchreiten; dieſelben ſollen in beiden 
Staaten möglichſt in Einklang gebracht werden. 

Für den Fall der Zahlungsunfähigkeit iſt auf Haft zu erkennen. 


225 


Jedes Verurtheilungserkenntniß wird die Konfiskation der Fiſchereigeräthe 
und Werkzeuge ausſprechen. 
Es kann außerdem die Vernichtung der unſtatthaften Geräthe verordnen. 


F. 23. 


Die Strafverfolgung der Zuwiderhandlungen wider die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Vertrages oder der bezüglichen Polizeiverordnungen verjährt in 
drei Monaten vom Tage der Zuwiderhandlung an gerechnet. 


9.724. 
Beide Regierungen verpflichten ſich, das zur Handhabung der Vorſchriften 
dieſer Uebereinkunft, ſowie der auf Grund derſelben erlaſſenen Anordnungen er⸗ 
forderliche Aufſichtsperſonal zu ſtellen. 


25. 

Alle auf den Gegenſtand dieſes Vertrages bezüglichen, auf Geſetz oder 
Verordnung beruhenden Vorſchriften treten für den Bereich der betreffenden Ge— 
wäſſer und für die Dauer des Vertrages, ſoweit ſie den vereinbarten Vorſchriften 
entgegenſtehen, in dem Zeitpunkte außer Kraft, in welchem die auf Grund dieſes 
Vertrages zu erlaſſenden Straſporſchriften in beiden betheiligten Staaten in 
Geltung getreten ſein werden. 

$. 26. 

Von jeder auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen von einer der 
beiden Regierungen ausnahmsweiſe ertheilten Ermächtigung oder Genehmigung 
iſt die Regierung des anderen Staates zu benachrichtigen. 

§. 27. 

Dieſe Uebereinkunft tritt ſofort nach ihrer Ratiſikation in Kraft, bleibt von 
dieſem Tage an zehn Jahre lang in Wirkſamkeit und, wenn ſie nicht zwölf 
Monate vor dieſem Zeitpunkte von einer der beiden vertragſchließenden Regierungen 
gekündigt worden iſt, weiter von Jahr zu Jahr bis zum Ablauf eines Jahres 
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von dem Tage an gerechnet, an welchem eine, der beiden vertragſchließenden 
Regierungen die Kündigung erklärt hat. 

Sollten ſich die beiderſeitigen Regierungen nicht über anderweitige Satzungen 
verſtändigen, ſo treten nach Ablauf des Vertrages die jetzt geltenden Beſtimmungen 
wieder in Kraft. 

Zur Beurkundung haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten die vorſtehende 
Uebereinkunft, wie folgt, unterzeichnet: 

Trier, den 5. November 1892. 


v. Heppe, Vannerus. 
Königlich Preußiſcher Regierungspräſident. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat in Luxemburg am 20. Oktober 1894 ſtattgefunden. 


(Nr. 9736.) Geſetz zur Ausführung des Preußiſch-Luxemburgiſchen Vertrages über den 
Beitritt Luxemburgs zum Vertrage, betreffend die Regelung der Lachs⸗ 
fiſcherei im Stromgebiete des Rheins, vom 30. Juni 1885 — Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1886 S. 192 ff. — und zur Regelung der Fiſchereiverhältniſſe 
der unter der gemeinſchaftlichen Hoheit beider Staaten ſtehenden Gewäſſer. 
Vom 17. April 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛ. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


ST. 

Zuwiderhandlungen gegen die fiſchereipolizeilichen Vorſchriften des Ver⸗ 
trages zwiſchen Preußen und Luxemburg vom 5./15. November 1892 über den 
Beitritt Luxemburgs zum Vertrage, betreffend die Regelung der Lachsfiſcherei 
im Stromgebiete des Rheins, vom 30. Juni 1885 — Reichs -Geſetzbl. 1886 
S. 192 ff. — und zur Regelung der Fiſchereiverhältniſſe der unter der gemein⸗ 
ſchaftlichen Hoheit beider Staaten ſtehenden Gewäſſer — Geſetz-Samml. S. 157 — 
und der zur Ausführung dieſes Vertrages zu erlaſſenden Polizeiverordnungen 
werden, ſoweit nicht nach allgemeinen Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, 
mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark, im Unvermögensfalle mit Haft beſtraft. 

Geſeh⸗Samml. 1895. (Nr, 9735 — 9736. 32 
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A a F. > 
Neben der Strafe iſt auf Einziehung der gefangenen Fiſche und der 
Fiſchereigeräthe und Werkzeuge zu erkennen, ohne Unterſchied, ob ſie dem Ver⸗ 
urtheilten gehören oder nicht. 
§. 3. 
Ebenſo kann die Vernichtung der zum Fiſchfang verwendeten unſtatthaften 
Geräthe und Werkzeuge in dem verurtheilenden Erkenntniſſe angeordnet werden. 


F. 4. 

Iſt die Verfolgung oder Verurtheilung einer beſtimmten Perſon nicht aus⸗ 
führbar, fo kann auf die Einziehung oder Vernichtung ($$.2 und 3) ſelbſtändig 
erkannt werden. 

§. 5 


Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes und des Preußiſch-Luxemburgiſchen 
Vertrages (F. 1) treten die dieſem Vertrage entgegenſtehenden, für die Handhabung 
der Fiſchereipolizei auf den Preußiſch⸗Luxemburgiſchen Grenzgewäſſern maßgebenden 
Beſtimmungen, insbeſondere des Titels XXXI der Ordonnanz vom Auguſt 1669, 
für die Dauer der Gültigkeit des Vertrages außer Wirkſamkkeit. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 17. April 1895. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


